
650 der Beilagen zu den Steno graphischen Protokollen des Nationalrates XVII. GP 

Bericht 

des Verkehrsausschusses 

über die Regierungsvorlage (618 der Beila­
gen): Bundesgesetz, mit dem das Kraftfahrge­
setz 1967 geändert wird (13. Kraftfahrgesetz-

Novelle) 

Mit Erkenntnis vom 5. März 1987, Z G 174/ 
86-8; hat der Verfassungsgerichtshof jene Bestim­
mungen des Kraftfahrgesetzes, denen zufolge die 
Erteilung einer Fahrschulbewilligung auch davon 
abhängig ist, daß an dem in Aussicht genommenen 
Standort ein Bedarf nach einer Fahrschule besteht 
(§11 0 Abs. 1 lit. bund Abs. 2 KFG 1967), als ver­
fassungswidrig aufgehoben. Die Aufhebung trat 
mit Ablauf des 29. Feber 1988 in Kraft (siehe auch 
die Kundmachung im BGBI. Nr. 173/1987). 

Die vorliegende Novelle nimmt auf dieses 
Erkenntnis insofern Bedacht, als die Voraussetzun­
gen für die Erteilung einer Fahrschulbewilligung 
teilweise neu geregelt werden. 

Darüber hinaus wird aber aus diesem Anlaß der 
gesamte XI. Abschnitt des Kraftfahrgesetzes, wei­
cher die Ausbildung von Kraftfah~zeuglenkern 
regelt, mit dem Ziel der Erhöhung der Verkehrssi­
cherheit einer Revision unterzogen, den Erfahrun­
gen aus der Praxis und den geänderten Bedürfnis­
sen angepaßt. 

Der Verkehrsausschuß hat die Regierungsvor­
lage in seiner Sitzung am 14. Juni 1988 in Verhand­
lung genommen. 

Von den Abgeordneten Helmuth S t 0 c k e r 
und Pis chi wurden zwei Abänderungsanträge 
gestellt, durch die eine vom Verkehrsausschuß 
bereits am 9. Mai 1988 angenommene 12. Kraft­
fahrgesetz-Novelle (Regierungsvorlage 477 der 
Beilagen, Ausschußbericht 570 der Beilagen zu den 
Stenographischen Protokollen des Nationalrates 
XVII'. GP) mit dem gegenständlichen Entwurf zu· 
einer einzigen Novelle zusammengefaßt wird. 

Die wesentlichen Punkte dieser Anträge sind: 
Anhebung der Achslast für Omnibusse um 10% 

ABS für alle neuen Kfz über 7,5 t und Anhän­
~.er über lOt 
ONORMEN über Kraftstoffbeschaffenheit 
können verbindlich erklärt werden 
Routenbewilligungen nur mehr durch Landes­
hauptmann 
Plombierung der Fahrtschreiber (EG-Rege­
lung) 
Verwahrung von Belegstücken für Genehmi­
gungen (Helme usw.) durch Antragsteller 
Zentrale Fahndungsevidenz der zugelassenen 
Kraftfahrzeuge durch Bundesministerium für 
Inneres 
Keine behördliche Überprüfung mehr von Taxi, 
Mietwagen und LKW bis 3,5 t; in Zukunft 
§-57 a-KFG-Begutachtung 
Kostenersatz für behördliche Überprüfungen 
(§ 55 KFG) an Länder nur mehr in der Höhe, 
als dem Bund Einnahmen zufließen 
Entzug der Lenkerberechtigung bereits bei erst­
maliger Alkoholisierung auch ohne Unfall; Ent­
ziehungszeit 4 Wochen 
Zwangsmaßnahmen gegen übermüdete Lenker 
Erweiterung der Kontrollbefugnisse der Bun­
desprüfanstalt auf Ladungskontrolle 
Erhöhung des Strafrahmens für bestimmte 
Organmandate von 300 Sauf 500 S und Erwei­
terung des Deliktskatalogs um Überschreitung 
des Höchstgewichtes bzw. der Achslasten 
Befristung der Erstzulassung von Personen­
kraftwagen ohne Sicherheitsgurten auf den 
Rücksitzen mit 1. Jänner 1989. 

Weiters wurde von den Abgeordneten Helmuth 
S t 0 c k e rund Pis chi ein Abänderungsantrag 
gestellt, der eine Neuregelung der Kraftfahrzeug-, 
kennzeichen beinhaltet. 

Die erwähnten beiden Abgeordneten stellten 
außerdem zwei weitere Abänderungsanträge zu 
§ 108 a Abs. 1, § 109 Abs. 1 lit. i und § 115 Abs.2 
lit. c, der Abgeordnete Pis chi außerdem noch 
einen Antrag zum Titel der Vorlage. 
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2 650 der Beilagen 

Nach einer Debatte, an der sich außer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten Pro b s t, Hel­
muth S t 0 c k e r, Pis chi, Von wal d, Luis 
F u c h s, R eie h t, Otto Keil e r, B ren n -
s te i n e r, Helmut Wo I f, Mag. Dr. Ne i d h art 
und Dr. F ass lab end sowie der Bundesminister 
für öffentliche Wirtschaft und Verkehr Dipl.-Ing. 
Dr. S t r e ich e r beteiligten, wurde der Gesetz­
entwurf in der Fassung der erwähnten Abände­
rungsanträge einstimmig angenommen. 

Der Ausschuß traf folgende Feststellungen: 

Zu Art. I Z 10 (§ 26 Abs. 4): 

Wegen der vielen verschiedenen Möglichkeiten 
ist lediglich der Zweck dieser Anhalte-Einrichtun­
gen zu statuieren, wobei es dem Erzeuger überlas­
sen bleiben soll, eine entsprechende technische 
Lösung zu finden. 

Zu Art. I Z 14 (§ 28 Abs. 3 a): 

Die besondere Verwendung eines LKW kann es 
angezeigt erscheinen lassen, das höchste zulässige 
Gesamtgewicht und damit auch die Nutzlast mit 
einem "fiktiven" niedrigeren Gewicht festzusetzen, 
als es sich auf Grund der Bauart des Fahrzeuges 
ergeben würde. Dies wird zB dann der Fall sein, 
wenn mit dem Fahrzeug zwar sperrige und volumi­
nöse, aber leichte Materialien (leere Schachteln 
usw.) transportiert werden. Der Verwaltungsge­
richtshof hat in seiner Rechtsprechung die geltende 
Rechtslage derart extensiv interpretiert, daß de 
facto eine unbegrenzte Herabsetzung der Nutzlast 
für zulässig erklärt wird, selbst dann, wenn dadurch 
eine wirtschaftlich sinnvolle Nutzung des Fahrzeu­
ges ausgeschlossen ist! 

Die neue Fassung der §§ 28 Abs. 3 a und 39 b 
trägt dieser Situation insofern Rechnung, als sie 
einerseits die wirtschaftlichen. Notwendigkeiten 
berücksichtigt und eine Herabsetzung in begrenz­
tem Ausmaß zuläßt, andererseits aber auch auf die 
Belange der Verkehrssicherheit Bedacht nimmt und 
durch eine besondere Kennzeichnung dieser Fahr­
zeuge die Überwachung dieser Bestimmung und 
die Kontrolle solcher Fahrzeuge erleichtert. 

Der Verkehrs ausschuß geht von der Annahme 
aus, daß bei einer Übertretung dieser Bestimmung 
durch Ausnützung der technisch möglichen Nutz­
last und damit durch Überladung der fiktiven 
Gewichtsgrenzen auch Vorschriften aus anderen 
Rechtsbereichen, insbesondere aus den Bereichen 
Gewerberecht, Kraftfahrzeugsteuer, Straßenver­
kehrsbeitragund Haftpflichtversicherung übertre­
ten werden. Die Behörden werden daher dafür zu 
sorgen haben, daß nicht nur die Übertretungen des 
Kraftfahrgesetzes, sondern auch die Umgehung 
und somit Übertretung der einschlägigen Bestim­
mungen in diesen anderen Rechtsbereichen ent­
sprechend geahndet werden. 

Zu Art I Z 51 (§ 66 Abs.2 lit. e) und Z 58 (§ 73 
Abs.3): 

Der Ausschuß geht davon aus, daß insbesondere 
in der ersten Zeit nach Inkrafttreten dieser Bestim­
mung vermehrt in den Fällen einer erstmaligen 
Alkoholisierung ohne Verkehrsunfall bei nur 
geringfügiger Überschreitung der Alkoholgrenz­
werte, bei Vorliegen berücksichtigungswürdiger 
Umstände und bei entsprechender Einsicht der Par­
tei, von der Androhung der Entziehung der Len­
kerberechtigung gemäß § 74 Abs. 3 Gebrauch 
gemacht wird. Der Bundesminister für öffentliche 
Wirtschaft und Verkehr wird aufgefordert, für eine 
möglichst einheitliche Vollziehung dieser Grund­
sätze Sorge zutragen. 

Zu Art. I Z 61 (§ 76 Abs. 5): 

Durch § 73 Abs. 4. wäre derjenige bessergestellt, 
dem der Führerschein vorläufig abgenommen 
wurde (seine Lenkerberechtigung besteht noch !), 
während in den anderen Fällen - Ablieferung des 
Führerscheines erst nach Bescheidzustellung - für 
die ganze Entziehungszeit ein Fahrverbot besteht. 
Daher war auch für die Zeit von der vorläufigen 
Abnahme bis zur Bescheidzustellung ein formelles 
Fahrverbot auszusprechen. 

Zu Art. I Z 98 (§ 122): 

Mit der Neuregelung des § 122 KFG ist vorgese­
hen, daß Bewerber um eine Lenkerberechtigung ein 
gewisses Ausmaß an Fahrschulausbildung erhalten. 
Der Verkehrsausschuß geht davon aus, daß weitere 
konkrete Maßnahmen zur Reduzierung des Anfän­
gerrisikos im Straßenverkehr notwendig sind und 
möglichst rasch durch das Bundesministerium für 
öffentliche Wirtschaft und Verkehr vorbereitet und 
dem Nationalrat zur Beschlußfassung vorgelegt 
werden sollen. Insbesondere ist in diesem Zusam­
menhang an eine Überprüfung der Erfahrungen 
mit dem "Führerschein auf Probe" in der Bundes­
republik Deutschland und des Norwegischen 
Modells eines "Führerscheines auf Zeit" mit einer 
nachträglichen Überprüfung nach einem gewissen 
Zeitraum (zwei Jahre) zu denken. 

Zu § 122 Abs. 2 Ziffer 2lit. d und zu § 122 Abs. 3 a: 

Der Verkehrsausschuß geht davon aus, daß bei 
der Festlegung der obligatorischen Ausbildung im 
Rahmen einer Fahrschule durch Verordnung des 
Bundesministers für öffentliche Wirtschaft und / 
Verkehr die Ausbildungsdauer insgesamt 16 Stun'­
den nicht übersteigt und je 8 Stunden auf die theo­
retische und praktische Ausbildung entfallen. Die 
Ausbildung in der Fahrschule hat teilweise vor und 
teilweise nach Stellung eines Antrages auf Durch­
führung von Übungsfahrten zu erfolgen. 

Zu Art. I Z 100 (§ 129 Abs. 1): 

Die Höchstbetragsgrenze des § 129 Abs. 1 von 
20000 S wurde zuletzt durch die 4. KFG-Novelle, 
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650 der Beilagen 3 

BGBI. Nr. 615/1977, angehoben. Seither sind mehr 
als zehn Jahre verstrichen. Der Index der Lebens­
haltungskosten ist laut Mitteilung des Öster­
reichischen Statistischen Zentral amtes in diesem 
Zeitraum um 49,5% gestiegen. Aus diesen Gründen 
ist es angezeigt, die Höchstbetragsgrenze des § 129 
Abs. 1 an die geänderten Verhältnisse anzupassen. 
Das vorgesehene Ausmaß der Erhöhung ergibt sich 
unter Berücksichtigung der Auswirkungen der 
Indexsteigerung. 

Zu Art. I Z 105 (§ 131 a Abs. 4 lit. e): 

Hier handelt es sich nur um die Verwaltung der 
dem Fonds zufließenden Einnahmen für Veranla­
gungen aus Kontoführung usw., also nicht um die 
Einrichtung einer besonderen Verwaltung. 

Zu Art. I Z 106 (§ 134 Abs. 3): 

Die Erhöhung des Strafrahmens von 300 Sauf 
500 S bedeutet· nicht eine automatische Erhöhung 
der durch Erlaß (zuletzt vom 20. September 1985, 
Z 71 223"/2-IV 12-85) festgesetzten Strafbeträge ; 
eine Erhöhung tritt erst ein, wenn sie erlaßmäßig 
angeordnet wird; vgl. § 50 Abs. 1 VStG. 

Zu Art. I Z 107 (§ 134 Abs. 3 a): 

Die Anwendung des § 134 Abs. 3 a nur auf Auto­
bahnen ist sachlich nicht gerechtfertigt und daher 
verfassungrechtlich bedenklich; sie war daher auf 
alle Straßen auszudehnen. Hiebei muß aber 
berücksichtigt werden, daß auf anderen Freiland­
straßen und auf Straßen im Ortsgebiet oft für kür­
zere Strecken Geschwindigkeitsbeschränkungen 
angeordnet si~d bzw. - für Baustellen - werden. 

Strobl' 

Berichterstatter 

Hier wird es schwierig, wenn nicht sogar unmög­
lich sein, festzustellen, ob innerhalb der letzten 
zwei Stunden (siehe lit. b) eine derartige Geschwin­
digkeitsbeschränkung übertreten wurde. Der 
Abs. 3 ades § 134 kann daher nur dann angewen­
det werden, wenn sich die Geschwindigkeitsüber­
schreitung aus dem Schaublatt des Fahrtschreibers 
eindeutig und zweifelsfrei entnehmen läßt. Bemerkt 
wird noch, daß gemäß § 11 Abs. 1 GGSt zB auch 
Kombinationskraftwagen zur Beförderung gefähr­
licher Güter mit Fahrtschreibern ausgerüstet sein 
müssen. 

Gemäß der gewählten Vorgangsweise beschloß 
der Ausschuß, den Nationalrat um Zustimmung 
zur Zurücknahme des Berichtes (570 der Beilagen) 
über die Regierungsvorlage (477 der Beilagen): 
Bundesgesetz, mit. dem das Kraftfahrgesetz 1967 
geändert wird (12. Kraftfahrgesetz-Novelle) zu 
ersuchen, da der dort vorgeschlagene Gesetzent­
wurf in die nunmehr vom Ausschuß beschlossene 
Kraftfahrgesetz-Novelle ohnehin Eingang gefun­
den hat. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Ver­
kehrs ausschuß somit den A n t rag, 

1. der Nationalrat wolle der Zurücknahme des 
Berichtes (570 der Beilagen) über die Regie­
rungsvorlage (477 der Beilagen): Bundesge­
setz, mit dem das Kraftfahrgesetz 1967 geän-

. dert wird (12. Kraftfahrgesetz-Novelle) 
gemäß § 42 Abs. 3 des Geschäftsordnungsge­
setzes 1975 die Zustimmung erteilen; 

2. der Nationalrat wolle dem an g e s chi 0 s­
sen e n' G e set zen t w u r f die verfas- Z 
sungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Wien, 1988 06 14 

Pischi 

Obmann-Stellvertreter 
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4 650 der Beilagen 

z 
das 

Bundesgesetz vom xx. xxxx, mit dem 
Kraftfahrgesetz 1967 geändert wird 

( 12. Kraftfahrgesetz-Novelle) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Kraftfahrgesetz 1967, BGBI. Nr.267, 
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBI. 
Nr. 318/1987, wird geändert wie folgt: 

1. Dem § 4 wird angefügt: 

,,(8 a) Bei zweiachsigen Omnibussen in beson­
ders straßenschonender Bauweise dürfen das im 
Abs. 7 lit. a angeführte Gesamtgewicht und die im 
Abs.8 erster Satz angeführte Achslast um bis zu 10 
vH überschritten werden. Bei Omnibussen, die als 
Gelenkkraftfahrzeuge gebaut sind, darf die Achs­
last die im Abs. 8 erster Satz angeführte Achslast 
um bis zu 10 vH überschreiten." 

2. Im § 5 Abs. 1 erster Satz entfallen die Worte 
"für Fahrzeuge, -die für den Verkehr in Österreich 
bestimmt sind,". 

3. Im § 5 lautet der Abs. 3: 

,,(3) Abs. 1 ist auf Teile und Ausrüstungsgegen­
stände nicht anzuwenden, wenn sie bestimmt sind 

a) zur ausschließlichen Verwendung auf einzeln 
genehmigten Fahrzeugen oder 

b) zur ausschließlichen Versorgung von Fahr­
zeugen, deren Type vor dem Inkrafttreten 
der Genehmigungspflicht (Abs. 1 lit. a) für 
den betreffenden Teil oder Ausrüstungsge­
genstand genehmigt wurde." 

4. Im § 6 Abs. 3 siebenter Satz und Abs. 7 erster­
Satz wird jeweils die Größe ,,35 km/h" ersetzt 
durch ,,40 km/h". 

5. Im § 6 lautet der Abs. 7 a: 

,,(7 a) Bei Personenkraftwagen, Kombinations­
kraftwagen, Omnibussen, Lastkraftwagen, Sattel­
zugfahrzeugen, Kraftwagen von Gelenkkraftfahr­
zeugen sowie bei Spezialkraftwagen mit einer Bau-

artgeschwindigkeit von mehr als 40 km/h, deren 
_ Betriebsbremsanlage nicht eine selbsttätig wirkende 
Vorrichtung zur Verhinderung des Blockierens der 
Räder während des Bremsvorganges aufweist 
(Antiblockiervorrichtung), müssen die an den 
Rädern wirksamen Bremskräfte unabhängig von 
der Belastung des Fahrzeuges in einer die-Fahrsta­
bilität des Fahrzeuges nicht beeinträchtigenden 
Weise auf die Fahrzeugachsen aufgeteilt sein (last­
konforme Bremskraftverteilung). Kraftwagen mit 
einer Bauartgeschwindigkeit von mehr als 40 km/h 
und einem höchsten zulässigen Gesamtgewicht von 
mehr als 7 500 kg und Anhänger, mit denen eine 
Geschwindigkeit von 40 km/h überschritten wer­
den darf, mit einem höchsten zulässigen Gesamtge­
wicht von mehr' als 10 000 kg müssen jedoch mit 
einer Antiblockiervorrichtung ausgerüstet sein." 

6. Im § 7 Abs. 1 entfällt der zweite Halbsatz des 
ersten Satzes. 

7. Im § 11 lautet der Abs. 3: 

,,(3) Für den Betrieb von Kraftfahrzeugen und 
Anhängern oder ihrer Einrichtungen im Großhan­
deI oder Kleinverkauf feilgebotene Kraftstoffe, 
nicht jedoch für solche, die aus dem Bundesgebiet 
verbracht werden, dürfen Bestandteile, die die V er~ 
kehrs- und Betriebssicherheit beeinträchtigen oder 
die durch die bei der Verbrennung des Kraftstoffes 
entstehenden Abgase die Luft verunreinigen kön­
nen, wie zB Bleiverbindungen, Benzol oder Schwe­
fel, nicht oder nur in solcher Menge enthalten, daß 
eine schädliche Luftverunreinigung ausgeschlossen 
ist; dies gilt sinngemäß auch für Kraftstoffe, die -
außer in Kraftstoffbehältern des Fahrzeuges 
(Abs. 1) - in das Bundesgebiet eingebracht wer­
den." 

8. Im § 11 Abs. 6 erster Satz treten an die Stelle 
der Worte "des Bundesministeriums für Gesund­
heit und Umweltschutz" die Worte "des Bundes-­
kanzleramtes sowie des Bundesministeriums für 
Umwelt, Jugend und Familie". 
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650 der Beilagen 5 

9. Dem § 24 wird angefügt: 

,,(4) Der Zulassungsbesitzer eines Kraftfahrzeu­
ges, das mit einem Fahrtschreiber ausgerüstet sein 
muß, hat den Fahrtschreiber und dessen Antriebs­
einrichtung (Fahrtschreiberanlage) nach jedem Ein­
bau und jeder Reparatur dieser Anlage und nach 
jeder Änderung der Wegdrehzahl oder des wirksa­
men Reifenumfanges des Kraftfahrzeuges, sonst 
mindestens einmal innerhalb von zwei Jahren seit 
der letzten Prüfung, durch einen gemäß § 125 
bestellten Sachverständigen, durch die Bundesprüf­
anstalt für Kraftfahrzeuge oder durch einen hiezu 
gemäß Abs. 5 Ermächtigten prüfen zu lassen, ob 
Einbau, Zustand, Meßgenauigkeit und Arbeits­
weise der Fahrtschreiberanlage die richtige Wir­
kung des Fahrtschreibers ergeben. Ein Nachweis 
über das Ergebnis der letzten durchgeführten Über­
prüfung der Fahrtschreiberanlage ist bei einer 
Überprüfung (§ 55 oder § 56) bzw. Begutachtung 
(§ 57 a) des Fahrzeuges vorzulegen. § 55 Abs. 1 
letzter Satz und § 57 Abs. 9 gelten sinngemäß. 

(5) Der Landeshauptmann hat für seinen örtli­
chen Wirkungsbereich auf Antrag Ziviltechniker, 
staatlich autorisierte Versuchsanstalten, Vereine 
oder Gewerbetreibende, die hinreichend über hiezu 
geeignetes Personal und die erforderlichen Einrich­
tungen verfügen, zur Prüfung von Fahrtschreibern 
gemäß Abs. 4 zu ermächtigen. Die Ermächtigung 
darf nur vertrauenswürdigen Personen verliehen 
werden. Bei der Ermächtigung ist auch ein Plom­
bierungszeichen festzusetzen und ein Plombierge­
rät gegen Ersatz der Kosten auszufolgen. Der 
Ermächtigte hat Veränderungen hinsichtlich seines 
Personals und seiner Einrichtungen, soweit diese 
Voraussetzung für die Erteilung der Ermächtigung 
waren, unverzüglich dem Landeshauptmann anzu­
zeigen. Der Ermächtigte hat nach jeder Tätigkeit 
an der Fahrtschreiberanlage diese mit seinem Plom­
bierungszeichen so zu sichern, daß dieses bei Ein­
griffen in die Fahrtschreiberanlage zwangsläufig 
zerstört wird (Verschlußsicherheit). Die Ermächti­
gung ist zu widerrufen, wenn der Ermächtigte nicht 
mehr vertrauenswürdig ist, nicht mehr über geeig­
netes Personal verfügt oder seine Einrichtungen 
nicht den durch Verordnung festgesetzten Anfor­
derungen entsprechen. Im Falle des Widerrufs ist 
das Plombiergerät ohne Anspruch auf Entschädi­
gung dem Landeshauptmann abzuliefern. Durch 
Verordnung ist der Umfang der Prüfung der Fahrt­
schreiberanlage festzusetzen. 

(6) Die Plombierung darf nur durch die Behörde 
oder einen zur Prüfung gemäß Abs.4 oder 5 
Berechtigten im Zuge seiner Tätigkeit an der Fahrt­
schreiberanlage geöffnet werden. Jede andere Ver-
1etzung der Verschlußsicherheit ist unzulässig. 
Gegenstände, die nach ihrer Beschaffenheit und 
ihrem Aussehen mit Plomben verwechselt werden 
können, dürfen an Fahrtschreiberanlagen nicht 
angebracht sein." -

10. Im § 26 Abs. 4 lautet der zweite Satz: 

"Bei einem Sitzplatz für eine zu befördernde Per­
son muß vorgesorgt sein, daß sich diese mit bei den 
Händen in geeigneter Weise anhalten kann." 

11. Im § 26 a Abs. 1 wird am Ende der Punkt 
durch einen Beistrich ersetzt, und es wird angefügt: 

"f) Erleichterungen hinsichtlich der Verwendung 
von Schnee- und Matschreifen im Verhältnis 
zur Bauartgeschwindigkeit des Fahrzeuges 
(§ 7 Abs. 1 erSter Satz), entsprechend den im 
Handel allgemein verfügbaren Reifen." 

12. Im § 26 a wird nach dem Abs.3 eirigefügt: 

,,(3 a) Anstelle der im Abs. 1 und 2 angeführten 
Verordnungs bestimmungen können auch einschlä­
gige ÖNORMEN durch Verordnung für verbind­
lich erklärt werden." 

13. Dem § 28 Abs. 3 wird als zweiter Satz ange­
fügt: 

"Das in lit. a angeführte höchste zulässige Gesamt­
gewicht und die höchste zulässige Sattellast sowie 
die in lit. b angeführten höchsten zulässigen Achs­
lasten sind der Bauart des Fahrzeuges entsprechend 
festzusetzen, höchstens jedoch mit den im § 4 
Abs.7 bis 8 a angeführten Werten." 

14. Im § 28 wird nach dem Abs. 3 eingefügt: 

,,(3 a) Auf Antrag ist das höchste zulässige 
Gesamtgewicht mit nicht weniger als 85 vH des 
Höchstgewichtes, höchstens jedoch mit dem sich 
aus § 4 Abs. 7 ergebenden Wert festzusetzen." 

15. Dem § 30 Abs. 1 wird angefügt: 

"Eintragungen in einen ausgestellten Typenschein 
dürfen nur von Behörden vorgenommen werden." 

16. Dem § 30 Abs. 2 wird angefügt: 

"Durch Verordnung können nähere Bestimmungen 
über Form und Inhalt der Typenscheine festgesetzt 
werden." 

17. Dem § 33 wird angefügt: 

,,(6) Änderungen an Teilen und Ausrüstungsge­
genständen von genehmigten Fahrzeugen, durch 
die deren Eigenschaften oder deren Wirkung im 
Sinne der Verkehrs- oder Betriebssicherheit herab­
gesetzt werden können, sind unzulässig. 

(7) Abs. 1 bis 6 gelten für g~nehmigte Fahrzeuge, 
die nicht zugelassen sind, sinngemäß, wenn die 
Anzeige gemäß Abs. 1 vom rechtmäßigen Besitzer 
des Fahrzeuges erstattet wird." 

18. Im § 35 wird nach dem Abs. 7 eingefügt: 

,,(7 a) Der Bundesminister für öffentliche Wirt­
schaft und Verkehr kann bei Erteilung der Geneh­
migung dem Antragsteller besonders gekennzeich­
nete Muster mit dem Auftrag zurückgeben, diese 
durch eine festzusetzeride Zeit aufzubewahren und 
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6 650 der Beilagen 

dem Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr auf Verlangen vorzulegen. Einem solchen 
Auftrag ist zu entsprechen; die Kennzeichnung 
eines Musterstückes darf nicht entfernt oder unle­
serlich gemacht werden." 

19. Im § 36 lit. d lautet das erste Klammerzitat 
,,(§ 59)". 

20. Im § 36 lit. e tritt an die Stelle des Zitates 
"lit. abis g" das Zitat "lit. abis h". 

21. Dem § 39 a wird angefügt: 

"Bei Bestimmung der im § 4 Abs. 7 und 8 angeführ­
ten Höchstgrenzen gilt § 4 Abs. 8 a sinngemäß." 

22. Nach dem § 39 a wird eingefügt: 

"Kennzeichnung von Fahrzeugen mit herabgesetz­
tem höchsten zulässigen Gesamtgewicht 

§ 39 b. (1) Bei Kraftfahrzeugen und Anhängern, 
deren höchstes zulässiges Gesamtgewicht gemäß 
§ 28 Abs. 3 a festgesetzt wurde, muß, wenn sie 
nicht unter § 39 Abs. 1 fallen, neben der vorderen 
und der hinteren Kennzeichentafel je eine kreis­
runde gelbe Tafel mit mindestens 20 cm Durchmes­
ser, schwarzem Rand und dem lateinischen Buch­
staben "E" in dauernd gut lesbarer und unver­
wischbarer schwarzer Schrift vollständig sichtbar 
angebracht sein. 

(2) Abs. 1 gilt sinngemäß auch für Fahrzeuge, 
deren höchstes zulässiges Gesamtgewicht nicht der 
Bauart des Fahrzeuges entsprechend festgesetzt 
wurde." 

23. Im § 40 Abs. 1 lautet die lit. a: 

"a) bei Fahrzeugen, die zur Verwendung für den 
Bundespräsidenten, die Präsidenten .des 
Nationalrates, die Vorsitzenden des Bundes­
rates, die Mitglieder der Bundesregierung, 
die Staatssekretäre, die Mitglieder der V olks­
anwaltschaft, den Präsidenten oder Vizeprä­
sidenten des Rechnungshofes, des Verfas­
sungsgerichtshofes und Verwaltungsgerichts­
hofes oder des Obersten Gerichtshofes sowie 
zur Verwendung im Bereich des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes, der Zollwache, der 
Justizwache, der Österreichischen Bundes­
bahnen oder der Post- und Telegraphenver­
waltung bestimmt sind, sowie für Heeresfahr­
zeuge als dauernder Standort Wien." 

24. Im § 40 Abs. 1 wird am Ende der Punkt 
durch einen Beistrich. ersetzt, und es wird angefügt: 

"c) bei Fahrzeugen, die zur Verwendung für die 
Präsidenten der Landtage sowie für die Mit­
glieder der Landesregierungen bestimmt sind, 
als dauernder Standort die jeweilige Landes­
hauptstadt. " 

25. Im § 40 lautet der Abs. 4: 

,,(4) Über einen i Antrag auf ~ingeschränkte 
Zulassung (§ 39) eines Fahrzeuges) das in den örtli­
chen Wirkungsbereichen von zwei oder mehr Lan­
deshauptmännern verwendet werden soll, hat, 
unbeschadet der Bestimmungen des Abs. 5, nach 
Anhörung der Straßenverwaltungen, denen die 
Erhaltung der in Betracht kommenden Straßen­
züge obliegt, der Landeshauptmann zu entschei­
den, in dessen örtlichem Wirkungsbereich der dau­
ernde Standort des Fahrzeuges liegt; bei sinngemä­
ßer Anwendung dieser Bestimmung gemäß § 45 
Abs.5, § 46 Abs.3, § 82 Abs. 5, § 101 Abs.5 und 
§ 104 Abs. 9 ist das Verfahren auf Antrag von dem 
Landeshauptmann zu führen, in dessen örtlichem 
Wirkungsbereich die Fahrt angetreten wird oder 
das Fahrzeug in das Bundesgebiet eingebracht 
wird. Der das Verfahren führende Landeshaupt­
mann hat das Einvernehmen mit den übrigen 
betroffenen Landeshauptmännern herzustellen." 

26. Im § 41 Abs. 1 erSter Satz zweiter Halbsatz 
entfallen die Worte "oder den· Bundesminister für 
öffentliche Wirtschaft und Verkehr". 

27. Im § 41 Abs.2 lit. p lautet die Wendung 
,,§ 39 Abs. 2 oder § 39 a" nunmehr ,,§ 39 Abs. 2, 
§ 39 a oder § 39 b". 

28. Im § 45 Abs. 5 erster Satz, im § 46 Abs. 3 
erster Satz, im § 82 Abs. 5 erster Satz und im § 105 
Abs. 6 lautet das den § 4 betreffende Zitat jeweils 
,,§ 4 Abs. 6 bis 8 a." 

29. Im § 46 Abs, 2 wird der Punkt am Ende des 
ersten Satzes durch einen Strichpunkt ersetzt, und 
es wird angefügt: "bei nicht zugelassenen Fahrzeu­
gen gilt § 56 Abs. 1 sinngemäß". 

30. § 47 lautet: 

"Zulassungsevidenz 

§ 47. (1) Die Behörde hat eine Evidenz über die 
zum Verkehr zugelassenen Kraftfahrzeuge und 
Anhänger, für die sie einen Zulassungsschein aus­
gestellt hat, zu führen. In diese Evidenz hat sie das 
zugewiesene Kennzeichen, das Datum der Anmel-· 
dung, der Abmeldung, der Hinterlegung des Zulas­
sungsscheines und der Kennzeichentafeln, der Auf­
hebung oder des Erlösehens der Zulassung, bei 
natürlichen Personen den Namen, den akademi­
schen Grad, das Geburtsdatum, das Geschlecht, 
den Beruf und die Anschrift, bei juristischen Perso­
nen und Personengesellschaften des Handelsrech­
tes den Namen oder die Firma, die Art des Betrie­
bes und die Anschrift, außerdem andere mit der 
Zulassung und der Beschaffenheit des Fahrzeuges 
zusammenhängende Daten, soweit dies für die 
Erfüllung ihrer Aufgaben als Zulassungsbehörde 
erforderlich ist, aufzunehmen. Die Daten sind nach 
fünf Jahren ab Abmeldung, Aufhebung oder Erlö­
schen der Zulassung des Fahrzeuges zu löschen. 
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(1 a) Die Behörde hat von Amts wegen perio­
disch Daten gemäß Abs. 1 den Finanzbehörden 
und dem Österreichischen Statistischen Zentral amt 
zu übermitteln, sofern diese Daten für Zwecke der 
Einhebung der Kraftfahrzeugsteuer oder der Bun­
desstatistik notwendig sind. 

(2) Die Behörde hat unter Berücksichtigung 
ihrer technischen und organisatorischen Möglich­
keiten aus der im Abs. 1 angeführten Evidenz auf 
Anfrage bei Angabe eines diesen Möglichkeiten 
entsprechenden Suchkriteriums den Organen des 
Bundes, der Länder, der Gemeinden und der 
gesetzlichen Interessenvertretungen Auskünfte zu 
erteilen, soweit diese zur Wahrnehmung der ihnen 
übertragenen Aufgaben eine wesentliche Voraus-
setzung bilden. .r 

(2 a) Die Behörde hat Privatpersonen auf 
Anfrage, in der das Kennzeichen, die Motornum­
mer oder die Fahrgestellnummer angegeben und 
ein rechtliches Interesse glaubhaft gemacht wird, 
nach Maßgabe der technischen und organisatori­
schen Auswertungsmöglichkeiten Namen und 
Anschrift des Zulassungsbesitzers und den Versi­
cherer, bei dem für dieses Fahrzeug eine Haft­
pflichtversicherung besteht oder bestanden hat (59 
Abs. 1), bekanntzugeben. 

(3) Der Bundesminister für Landesverteidigung 
hat eine Evidenz über alle von ihm gemäß § 40 
Abs. 5 zugelassenen Fahrzeuge zu führen. Er hat 
aus dieser Evidenz auf Anfrage und Angabe des 
von einem Fahrzeug geführten Kennzeichens den 
Organen des Bundes, der Länder und der Gemein­
den, den gesetzlichen Interessenvertretungen, wenn 
ein rechtliches Interesse glaubhaft gemacht wird, 
auch Privatpersonen Auskunft über die Person des 
Lenkers eines solchen Fahrzeuges zu erteilen und 
bei Fahrzeugen, für die eine Haftpflichtversiche­
rung besteht, den Versicherer bekanntzugeben. 
Abs. 2 und 2 a gelten sinngemäß. 

(4) Die Zulassungsbehörden, die die Zulassungs­
evidenz automationsunterstützt führen, haben dem 
Bundesminister für Inneres laufend Daten der 
Zulassungsbesitzer, und zwar bei natürlichen Per­
sonen den Namen, den akademischen Grad, das 
Geburtsdatum, das Geschlecht und die Anschrift, 
bei juristischen Personen und Personengesellschaf­
ten des Handelsrechtes den Namen oder die Firma 
und die Anschrift, sowie Daten über das Kraftfahr­
zeug oder den Anhänger und die Zulassung mittels 
maschinell lesbarer Datenträger oder im Wege der 
Datenfernverarbeitung zu übermitteln. Diese 
Daten sind vom Bundesminister für Inneres für 
Zwecke der Auskunftserteilung in einer zentralen 
Evidenz zu erfassen. Auskünfte sind nur im Falle 
der Dringlichkeit und im Wege der Datenfernver­
arbeitung dem Bundesministerium für Inneres, den 
Sicherheitsdirektionen, den Bundespolizeibehör­
den, den Bezirkshauptmannschaften, den Magistra­
ten der Städte Krems a. d. Donau und Waidhofen 

a. d. Ybbs, den Dienststellen der Bundesgendarme­
rie und den GrenzkontrollsteIlen für Zwecke des 
Schutzes der verfassungsmäßigen Einrichtungen 
der Republik Österreich, der Strafrechtspflege, 
eines Verwaltungsstrafverfahrens oder der Straßen­
polizei und dem Bundesministerium für öffentliche 
Wirtschaft und Verkehr für Zwecke der V ollzie­
hung dieses Bundesgesetzes zu erteilen. Abs. 1 drit­
ter Satz über die Löschung der Daten gilt sinnge­
mäß. 

(5) Abs. 1 bis 4 gelten für die Bewilligung zur 
Durchführung von Probe- oder von ÜbersteIlungs­
fahrten (§§ 45 und 46) sinngemäß. 

(6) Andere Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 
betreffend die Ermittlung, Verarbeitung und Über­
mittlung von Daten werden durch Abs. 1 bis 5 nicht 
berührt." 

31. Im § 48 lautet der Abs. 4: 

,,( 4) Die Kennzeichen müssen aus lateinischen 
Buchstaben und arabischen Ziffern bestehen. Das 
Kennzeichen muß mit einem oder zwei Buchstaben 
als Bezeichnung der Behörde, die den Zulassungs­
schein ausgestellt hat, beginnen. Bei Kennzeichen 
für die im § 40 Abs. 1 angeführten Fahrzeuge kann 
die Bezeichnung der Behörde entfallen. Das Kenn­
zeichen hat weiters, sofern es kein Deckkennzei­
ehen gemäß Abs. 1 ist, bei Fahrzeugen, die zur Ver­
wendung im Bereiche des öffentlichen Sicherheits­
dienstes, der Zollwache, der Justizwache, der 
Österreichischen Bundesbahnen oder der Post- und 
Telegraphenverwaltung bestimmt sind, sowie bei 
Heeresfahrzeugenund bei den im § 54 Abs. 3 und 
Abs. 3 a lit. a und b angeführten Fahrzeugen an 
Stelle der Bezeichnung der Behörde die Bezeich­
nung des sachlichen Bereiches zu enthalten. Der 
Bezeichnung der Behörde, oder, wenn diese ent­
fällt, des sachlichen Bereiches, hat das Zeichen zu 
folgen, unter dem das Fahrzeug bei der Behörde 
vorgemerkt ist." 

32. Im § 48 Abs. 5 lautet der erste und zweite 
Satz: 

,,( 5) Durch Verordnung sind die Bezeichnung 
der Behörde und die sachlichen Bereiche, das 
System der Zeichen, unter denen die Fahrzeuge bei 
der Behörde vorzumerken sind (Abs.4), und, 
soweit dies erforderlich ist, der Zeitpunkt, bis zu 
dem die bisher geführten Kennzeichen gegen 
Kennzeichen eines neu festgesetzte"n Systems aus­
getauscht sein müssen, festzusetzen. Der Bundesmi­
nister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr kann 
durch Verordnung bis zum 31. März 1989 Vor­
merkzeichen festsetzen, die für Fahrzeuge einer 
besonderen Verwendungsbestimmung vorbehalten 
sind; in diesem Fall muß ein derartiges Vormerk­
zeichen einem Fahrzeug mit einer solchen Verwen­
dungsbestimmung zugewiesen werden; auf solche 
Fahrzeuge ist § 48 a nicht anwendbar. Wenn der 
Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Ver-
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kehr für Fahrzeuge einer besonderen V erwen­
dungsbestimmung keine besondere Verordnung 
erlassen hat, steht dieses Recht der Behörde zu." 

33. Nach § 48 wird § 48 a eingefügt: 

"Kennzeichen nach eigener Wahl 

§ 48 a. (1) Die nicht behördenbezogenen Teile 
eines Kennzeichens (Vormerkzeichen) können 
nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen frei 
gewählt werden (Wunschkennzeichen). 

(2) Auf schriftlichen Antrag ist ein Wunschkenn­
zeichen zuzuweisen oder zu reservieren, wenn 

a) es der durch Verordnung bestimmten Form 
entspricht, 

b) es noch nicht einem anderen Fahrzeug zuge­
wiesen oder für eine andere Person reservien 
ist, 

c) es nicht ein Vormerkzeichen ist, das für Fahr­
zeuge einer besonderen Verwendungsbestim­
mung vorbehalten ist und das Fahrzeug nicht 
dieser Bestimmung entspricht und 

d) es nicht eine lächerliche oder anstößige Buch­
stabenkombination enthält. 

(3) Für die Zuweisung oder Reservierung eines 
Wunschkennzeichens ist eine Abgabe in der Höhe 
von 2000 S mittels eines zur postalischen Einzah­
lung geeigneten Beleges an den Österreichischen 
Verkehrssicherheitsfonds zu entrichten. Bei Abwei­
sung oder Zurückziehung des Antrages gemäß 
Abs. 2 ist diese Abgabe zurückzuzahlen. Im Falle 
der Zuweisung ist die erfolgte Einzahlung dieser 
Abgabe vor Aushändigung der Kennzeichentafeln 
nachzuweisen. Erfolgt die Einzahlung dieser 
Abgabe nicht binnen vier Wochen ab Bekanntgabe 
der Reservierung, gilt ein Antrag auf Reservierung 
als zurückgezogen. 

( 4) Für die Administration eines W unschkennzei­
chens ist überdies ein Kostenbeitrag in der Höhe 
von 200 S mittels eines von der Behörde ausgegebe­
nen zur postalischen Einzahlung geeigneten Bele­
ges zu entrichten. Der Kostenbeitrag fließt bei 
Behörden, die sich einer Unterstützung gemäß 
§ 131 a Abs. 4 lit. d bedienen, dem Fonds, sonst der 
Gebietskörperschaft zu, die den Aufwand der 
Behörde zu tragen hat. 

(5) Auf Antrag ist dem Zulassungsbesitzer ein 
Wunschkennzeichen oder ein anderes Wunsch­
kennzeichen bei aufrechter Zulassung zuzuweisen 
(Abs. 1 bis 4); dies gilt jedoch nicht, wenn noch 
kein Kennzeichen gemäß § 48 Abs. 4 zugewiesen 
wurde. 

(6) Die Behörden können sich bei der Admini­
stration der Kennzeichen (§ 48 sowie Abs. 2) aus 
Gründen der Zweckmäßigkeit, Winschaftlichkeit 
und Sparsamkeit auch einer Unterstützung durch 
Dritte bedienen. In diesem Fall ist eine venragliche 
Vereinbarung erforderlich. Ein deraniger Vertrag 
hat jedenfalls die Verpflichtung des betreffenden 

Venragspartners zu einer der Amtsverschwiegen­
heit vergleichbaren Geheimhaltungspflicht zu ent­
halten. 

(7) Das Wunschkennzeichen ist ein höchstper­
sönliches Recht, das nicht auf ~ndere Personen 
übenragbar ist. Eine Freihaltung gemäß § 43 Abs. 3 
ist zulässig. Das Wunschkennzeichen ist auf den 
Wirkungsbereich der Zulassungsstelle beschränkt 
und ist bei einer Standortverlegung des Fahrzeuges 
(§ 43 Abs. 4 lit. b) nicht übenragbar. 

(8) Das Recht zur Führung eines Wunschkenn­
zeichens erlischt spätestens nach Ablauf von 15 Jah­
ren ab dem Tag der ersten Zuweisung, im Fall vor­
angegangener Reservierung ab Bekanntgabe der 
Reservierung. Dem Besitzer steht das Vorrecht auf 
eine neuerliche Zuweisung zu. Nicht in Anspruch 
genommene Reservierungen erlöschen nach fünf 
Jahren ab Bekanntgabe der Reservierung. In die­
sem Fall ist keine Abgabe zurückzuzahlen. 

(9) Behördliche Erledigungen gemäß den vorste­
henden Absätzen können im Wege der automa­
tionsunterstützten Datenverarbeitung ohne Unter­
schrift hergestellt und ausgefenigt werden." 

34. Im § 49 lautet der Abs. 2: 

,,(2) Kennzeichentafeln für Kennzeichen, Probe­
fahnkennzeichen oder ÜbersteIlungskennzeichen, 
die vom Landeshauptmann (§ 40 Abs. 3 und 4, § 45 
Abs.5, § 46 Abs. 3) zugewiesen wurden, sind von 
der Behörde auszugebe,n, die den Zulassungsschein, 
den Probefahnschein oder den Überstellungsfahn­
schein ausgestellt hat." 

35. Im § 49 Abs. 4 tritt an die Stelle der ersten 
vier Sätze folgender Text: 
,,Auf den Kennzeichentafeln muß das Kennzeichen 
eingepreßt sein. Die Schriftzeichen müssen bei Tag 
und klarem Wetter auf mindestens 40 m, bei 
Motorfahrrädern auf mindestens 20 m lesbar sein. 
Die Farbe der Kennzeichentafeln muß sein: Bei 
Tafeln für 

1. Kraftwagen, Mo-
torräder, Motor­
räder mit Beiwa­
gen, Motordreir1i.­
der und Anhänger, 
vorbehaltlich der 
Z 3 und 4 ........ . 

2. Motorfahrräder so­
wie für Anhänger 
gemäß Abs. 3 ..... . 

3. vorübergehend zu­
gelassene Fahr­
zeuge sowie für 
Probefahnkennzei -
ehen ..... ~ ....... . 

4. ÜbersteIlungskenn-
zeichen ......... . 

a) Farbe des 
Grundes der 

Tafeln 

weiß 

rot 

blau 

grün 

b) Farbe der 
Schrift­
zeichen 

schwarz 

weiß 

weiß 

weiß. 
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Der Grund der Kennzeichentafeln gemäß Z 1 und 
2 muß ausrückstrahlendem Material bestehen. 
Zwischen der Bezeichnung der Behörde und dem 
Vormerkzeichen muß das Wappen des Bundeslan­
des angebracht sein, in dem die Behörde ihren Sitz 
hat; dies gilt nicht für Fahrzeuge gemäß § 54 Abs. 3 
und Abs. 3 a lit. a und b sowie für Motorfahrräder. 
Bei den in § 40 Abs. 1 lit. a angeführten Fahrzeugen 
tritt an die Stelle des Landeswappens das Bundes­
wappen. Weiße Kennzeichentafeln (Z 1) müssen an 
ihrer oberen und unteren Kante rot-weiß-rot ge­
randet sein; Kennzeichentafeln für Motorfahrräder 
müssen weiß umrandet sein." 

36. Im § 50 Abs. 2 wird der Punkt am Ende des 
ersten Satzes durch einen Strichpunkt ersetzt und 
angefügt: 

"dies gilt hinsichtlich des Wappens sinngemäß." 

37. Im § 55 Abs. 1 entfallen die lit. a und b. 

38. Im § 55 Abs. 1 lautet die lit. d: 

"d) Lastkraftwagen mit einem höchsten zulässi­
gen Gesamtgewicht von mehr als 3 500 kg;" 

39. Im § 55 Abs. 1 lautet die lit. h: 

"h) Kraftwagen, die nicht unter § 3 Abs. 1 Z 2 
lit. abis f fallen, ausgenommen Spezialkraft­
wagen mit einem höchsten zulässigen 
Gesamtgewicht von nicht mehr als 3 500 kg;" 

40. Im § 56 Abs. 1 zweiter Satz erster Halbsatz, 
§ 57 a Abs. 1 erster Satz erster Halbsatz, Abs. 6 
erster Satz, Abs. 7 fünfter Satz und Abs. 9 erster 
Satz treten jeweils an die Stelle der Worte "lit. abis 
g" die Worte "lit. abis h". 

41. Im § 57 Abs. 1 erster Satz treten an die Stelle 
der Worte "lit. abis i" die Worte "lit. c bis i". 

42. Im § 57 Abs. :3 dritter Satz wird nach dem 
Wort "Aufwandsvergütung" eingefügt: 

"bis zur Höhe des im § 55 Abs. 4 angeführten 
Kostenbeitrages" . 

43. Im § 57 Abs, 6 entfällt der dritte Satz. 

44. Im § 57 a Abs. 1 lauten die lit. bund c: 

"b) Personenkraftwagen; 
c) Kombinationskraftwagen;" 

45. Im § 57 a Abs. 1 lautet die lit. d: 

"d) Anhänger, mit denen eine Geschwindigkeit 
von 25 km/h überschritten werden darf und 
die 
aa) nur eine Achse oder zwei Achsen mit 

einem Radstand bis zu 1 m haben und 
deren höchstes zulässiges Gesamtge­
wicht 1 700 kg nicht überschreitet, 

bb) landwirtschaftliche Anhänger sind oder 
ce) dazu bestimmt sind, mit Krafträdern, 

ausgenommen Motorfahrrädern, gezo­
gen zu werden;" 

46. Im § 57 a Abs. 1 wird der Punkt am Ende der 
lit. g durch einen Strichpunkt ersetzt, und es wird 
angefügt: 

"h) wenn ihr höchstes zulässiges Gesamtgewicht 
3 500 kg nicht übersteigt, Lastkraftwagen 
und Spezialkraftwagen." 

47. Im § 57 a Abs. 3 lautet der zweite Satz: 

"Die Begutachtung kann - ohne Wirkung für den 
Zeitpunkt der nächsten Begutachtung - auch in 
der Zeit vom Beginn des dem vorgesehenen Zeit­
punkt vorausgehenden Kalendermonates bis zum 
Ablauf des vierten darauffolgenden Kalendermona­
tes vorgenommen werden." 

48. Im § 57 a Abs.9 zweiter Satz treten an die 
Stelle der Worte "e bis g" die Worte "e bis h". 

49. Im § 66 Abs. 2 lit. a wird am Ende angefügt 
"unbeschadet der lit. e,". -

50. Im § 66 Abs. 2 lit. c lautet das das Suchtgift­
gesetz betreffende Zitat "gemäß § 12 Suchtgiftge­
setz 1951 in der Fassung BGBI. Nr. 184/1985". 

51. Im § 66 Abs. 2 hat die lit. e zu lauten: 
"e) als Lenker eines Kraftfahrzeuges eine Über­

tretung gemäß § 99 Abs. 1 StVO 1960 began­
gen hat, auch wenn die Tat nach Art. IX 
Abs. 1 Z 3 EGVG 1950 zu beurteilen ist," 

52. Im § 66 Abs. 2 hat der zweite Satz zu lauten: 

"Bei Begehung einer strafbaren Handlung gemäß 
lit. a oder h oder gemäß § 83 StGB gelten unbe­
schadet des Abs. 3 lit. b bereits begangene Hand­
lungen der gleichen Art auch dann als bestimmte 
Tatsachen im Sinne des Abs. 1, wenn sie bereits zur 
Begründung des Mangels der Verkehrszuverlässig­
keit herangezogen worden sind." 

53. Im § 66 Abs.3 lit. b hat das Zitat "Abs.2 
lit. a, e oder h" zu lauten "Abs. 2 lit. a, c oder h". 

54. Im § 70 wird nach dem Abs. 2 eingefügt: 
,,(2 a) Die praktische Lenkerprüfung dürfen nur 

ablegen Bewerber um eine Lenkerberechtigung 
a) für die Gruppe A, wenn sie nachweisen, daß 

sie im Rahmen des Betriebes einer Fahrschule 
eine praktische V or- und Grundschulung 
absolviert haben und auch über deren theore­
tische Grundlagen unterrichtet wurden sowie 
am theoretischen Unterricht über das Verhal­
ten auf den verschiedenen Arten von Straßen 
und über Gefahrenlehre teilgenommen und 
auch Schulfahrten durchgeführt haben; 

b) für die Gruppe B oder C, wenn sie die im 
§ 122 Abs. 2 Z 2 lit. d und Abs. 3 a ange­
führte Schulung nachweisen. 

Die Schulung darf nicht länger als vor einem Jahr 
abgeschlossen worden sein. Der Nachweis dieser 
Schulung entfällt für Bewerber, die gemäß § 119, 
§ 120 oder § 122 a ausgebildet wurden oder die 
eine ausländische - Lenkerberechtigung für die 
betreffende Gruppe besitzen." 
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55. Im § 70 Abs. 6 lautet das Klammerzitat 
" (Abs. 3 lit. c)". 

56. Im § 70 Abs.8 wird vor dem letzten Wort 
eingefügt: 

"sowie den Umfang der im Abs. 2 a lit. a angeführ­
ten Schulung hinsichtlich des zeitlichen Ausmaßes 
und des Inhaltes". 

57. Im § 73 Abs. 2 lautet der zweite Satz: 

"Diese Zeit ist . auf Grund der Ergebnisse des 
Ermittlungsverfahrens festzusetzen und darf bei 
Personen, die nicht verkehrszuverlässig sind, unbe­
schadet des Abs. 3 nicht kürzer als drei Monate 
sein." 

58. Dem § 73 wird angefügt: 

,,(3) Im Falle der erstmaligen Begehung einer 
Übertretung im Sinne des § 66 Abs. 2 lit. e, sofern 
die Person bei Begehung dieser Übertretung nicht 
einen Verkehrsunfall verschuldet hat, ist die im 
Abs. 2 angeführte Zeit mit vier Wochen festzuset­
zen; dies gilt au·ch hinsichtlich einer neuerlichen 
Begehung einer Übertretung im Sinne des § 66 
Abs. 2 lit. e, jedoch nur, wenn die Strafe einer frü­
heren derartigen Übertretung im Zeitpunkt der 
Einleitung des Verfahrens in erster Instanz getilgt 
ist. 

(4) Wurde der Führerschein gemäß § 76 vorläu­
fig abgenommen und nicht wieder ausgefolgt, so ist 
die im Abs. 2 oder 3 angeführte Zeit ab dem Tag 
der vorläufigen Abnahme zu berechnen." 

59. Im § 75 Abs. 3 entfällt der zweite Satz. 

60. Dem § 76 Abs. 3 wird angefügt: 

"Wird auf Grund des Ermittlungsverfahrens die 
Entziehung der Lenkerberechtigung gemäß § 74 
Abs. 3 lediglich angedroht, so ist der Führerschein 
dem Besitzer unverzüglich auszufolgen." 

61. Dem § 76 wird angefügt: 

,,(5) Das Lenken von Kraftfahrzeugen, für die 
der Besitz einer Lenkerberechtigung vorgeschrie­
ben ist, vor der Wiederausfolgung des vorläufig 
abgenommenen Führerscheins ist unzulässig." 

62. Im § 101 Abs.5 zweiter Satz treten an die 
Stelle der Worte "unteilbarer GUter" die Worte 
"einer unteilbaren Ladung". 

63. Im § 101 Abs.7 erster und dritter Satz und 
im § 102 Abs. 11 und 12 wird jeweils nach dem 
Wort "Sicherheitsdienstes" eingefügt "oder der 
Straßenaufsicht" . 

64. Im § 102 Abs. 12 wird der Punkt am Ende 
der lit. g durch einen Beistrich ersetzt, und es wird 
angefügt: 

"h) des § 58 Abs. 1 StVO 1960, wenn im Hin­
blick auf die höchste zulässige Dauer des 
Lenkens und das Mindestausmaß der Ruhe-

zeiten, gegebenenfalls auch nach ausländi­
schen Maßstäben, eine offenbare Übermü­
dung des Lenkers zu besorgen ist." 

65. Im § 102 Abs. 12 dritter Satz wird das Zitat 
"lit. d oder f" ersetzt durch "Iit. d, f oder h". 

66. Im § 108 lautet der Abs. 1: 

,,(1) Das Ausbilden von Bewerbern um eine Len­
kerberechtigung und das entgeltliche Weiterbilden 
von Besitzern einer Lenkerberechtigung durch Ver­
tiefung bereits erworbener Kenntnisse ist unbescha­
det der §§ 119 bis 122 a nur im Rahmen des Betrie­
bes einer Fahrschule zulässig." 

67. Im § 108 Abs. 3 vierter Satz entfallen die 
Worte "bei gewerbsmäßig betriebenen Fahrschu­
len." 

68. Im § 108 Abs. 3 vierter Satz tritt an die Stelle 
der Zahl ,,24." die Zahl ,,30.". 

69. Im § 108 Abs. 3 wird am Ende angefügt: 

"Der Ehegatte oder der Nachkomme hat den Tod 
des Fahrschulbesitzers unverzüglich dem Landes­
hauptmann bekanntzugeben. § 41 Abs. 1 bis 3, 
Abs. 4 erster Satz GewO 1973 und §§ 42 bis 45 
GewO 1973 gelten sinngemäß." 

70. Im § 108 Abs.4 entfallen die Worte "oder 
entgeltliche Weiterbilden". 

71. Nach dem § 108 wird eingefügt: 

"Unterweisen von Besitzern einer Lenkerberechti­
gung 

§ 108 a. (1) Das entgeltliche Unterweisen von 
Besitzern einer Lenkerberechtigung in besonderen 
Fahrfertigkeiten darf nur auf Grund einer Ermäch­
tigung des Landeshauptmannes durchgeführt wer­
den. Diese ist auf Antrag zu erteilen, wenn der 
Antragsteller für die Vermittlung der Fachkennt­
nisse über das erforderliche Personal und die erfor­
derlichen Anlagen und Einrichtungen verfügt. Die 
Ermächtigung ist zu widerrufen, wenn die Voraus­
setzungen für die Erteilung nicht mehr gegeben 
sind. 

(2) Durch Verordnung können nach den Erfor­
dernissen der Verkehrssicherheit, dem jeweiligen 
Stand der Wissenschaft und Technik entsprechend, 
nähere Bestimmungen über die Gegenstände, den 
Umfang und die Art der im Abs. 1 angeführten 
Unterweisung sowie über die Voraussetzungen, 
unter denen eine Ermächtigung gemäß Abs. 1 zu 
erteilen ist, festgesetzt werden." 

72. Im § 109 Abs. 1 hat die Iit. a zu lauten: 

"a) österreichische Staatsbürger sind und das 
27. Lebensjahr vollendet haben,". 

73. Im § 109 Abs. 1 werden am Ende der lit. g die 
Worte "und die" durch einen Beistrich ersetzt, und 
lit. h lautet: 
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"h) glaubhaft machen, daß sie innerhalb der letz­
ten zehn Jahre mindestens fünf Jahre, für 
Besitzer eines in der lit. e angeführten 
Diplome drei Jahre lang als Fahrschullehrer 
die für das Ausbilden von Lenkern erforderli­
chen Erfahrungen auf dem Gebiete des 
Kraftfahrwesens erworben haben, und die" 

74. Im § 109 Abs. 1 wird am Ende angefügt: 

"i) noch keine Fahrschulbewilligung besitzen; 
dies gilt nicht für die Ausdehnung auf weitere 
Gruppen am genehmigten Standort." 

75. Im § 109 Abs. 4 entfallen in der Einleitung 
die Worte "mindestens dreijährige". 

76. Im § 109 entfällt der Abs. 5. 

77 . In der Überschrift zu § 11 0 entfallen die 
Worte "und für die Bewilligung einer Standortver­
legung". 

78. Im § 110 entfällt der Abs. 3. 

79. Im § 111 entfällt der Abs. 1. 

80. Im § 111 lautet der Abs. 3: 

,,(3) Für die Bewilligung der Verlegung des Stan­
dortes einer. Fahrschule gelten Abs. 2 sowie § 110 
sinngemäß." 

81. Im § 112 Abs. 1 tritt an die Stelle des Zitates 
"der Abs. 2 und 3" das Zitat "des Abs. 3". 

82. Im § 112 lautet der Abs. 2: 

,,(2) Der vollständige Fahrschultarif ist von 
. außen lesbar neben oder in der Nähe der Eingangs­

tür anzubringen. In die Preise sind alle Zuschläge 
einzubeziehen ("Inklusivpreise")." 

83. Im § 112 Abs. 3 zweiter Satz tritt an die Stelle 
der Worte "Betriebs- und Hilfsbremsanlage" das 
Wort "Betriebsbremsanlage" . 

84. § 113 lautet: 

"Leitung der Fahrschule 

§ tB. (1) Der Fahrschulbesitzer hat den Betrieb 
seiner Fahrschule außer in den im Abs. 2 angeführ­
ten Fällen selbst zu leiten; dies erfordert für die sich 
aus diesem Bundesgesetz und aus den auf Grund 
dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen 
ergebenden Pflichten, wie insbesondere die" Auf­
sicht über die Lehrtätigkeit und die wirtschaftliche 
Gebarung, die hiefür notwendige Anwesenheits­
dauer in der Fahrschule. Der Fahrschulbesitzer darf 
sich zur Erfüllung dieser Pflichten nur in den Fäl­
len des Abs. 2 durch einen verantwortlichen Leiter, 
den Fahrschulleiter, vertreten lassen. 

(2) Ein Fahrschulleiter ist erforderlich, wenn 
a) der Fahrschulbesitzer durch eine länger als 

sechs Wochen dauernde Abwesenheit daran 
gehindert ist, den Betrieb seiner Fahrschule 
selbst zu leiten, oder wenn ihm dies vom Lan-

deshauptmann untersagt wurde (§ 115 
Abs. 3) oder 

b) eine Fahrschule nach dem Tod ihres Besitzers 
vom hinterbliebenen Ehegatten oder von 
Nachkommen ersten Grades weitergeführt 
wird (§ 108 Abs. 3), die die Voraussetzungen 
des § 109 Abs. 1 nicht erfüllen. 

(3) Als Fahrschulleiter (Abs. 1) darf nur eine Per­
son verwendet werden, bei der die im § 109 Abs. 1 
lit. abis h angeführten Voraussetzungen gegeben 
sind oder die bereits berechtigt ist, eine Fahrschule 
zu leiten, und die nicht bereits Besitzer oder Leiter 
einer anderen Fahrschule ist. 

(4) Die Verwendung als Fahrschulleiter bedarf 
der Bewilligung des Landeshauptmannes ; diese ist' 
zu erteilen, wenn die in den Abs. 2 und 3 angeführ­
ten Voraussetzungen hiefür gegeben sind. Die 
Bewilligung ist zu entziehen, wenn diese Voraus­
setzungen nicht mehr vorliegen." 

85. Im § 114 Abs. 2 tritt an die Stelle des zweiten 
Satzes: 

"Der Besitzer eines Fahrlehrerausweises hat diesen 
unverzüglich dem Landeshauptmann abzuliefern, 
wenn er nicht mehr in der betreffenden Fahrschule 
tätig ist, wenn er die Berechtigung zum Erteilen 
von praktischem Unterricht verliert oder wenn der 
Fahrschulbetrieb eingestellt wird. Wenn die Tätig­
keit in der betreffenden Fahrschule nur vorüberge­
hend unterbrochen wird, kann auch der Fahrschul­
besitzer oder Fahrschulleiter den Fahrlehrerausweis 
in Verwahrung nehmen. Dies gilt sinngemäß auch 
für Fahrschullehrerausweise. " 

86. Im § 114 Abs. 4 lautet die Z 5 lit. a: 

,,5. muß auf Schulfahrten, außer bei Fahrübungen 
gemäß § 70 Abs. 3 lit. b, mit 
a) Kraftwagen neben dem Fahrschüler sit­

zen;" 

87. Im § 114 Abs. 5 lautet die lit. d: 

"d) von dem in Aussicht genommenen Ort aus 
keine bestehende Fahrschule, insbesondere 
auch unter Berücksichtigung der öffentlichen 
Verkehrsmittel, leicht erreicht werden kann." 

88. Im § 114 entfällt der Abs. 6. 

89. Im § 114 wird eingefügt: 

,,(6 a) Die im § 70 Abs. 2 a angeführte Schulung 
inuß in regelmäßigen Zeitabständen, mindestens 
einmal in jedem Vierteljahr, in sonst üblicher Weise 
angekündigt und für allfällige Bewerber durchge­
führt werden." 

90. Im § 114 Abs. 7 wird angefügt: 

"Er kann ferner Anordnungen zur Behebung von 
Mängeln treffen. Den Anordnungen des Landes­
hauptmannes ist unverzüglich zu entsprechen." 
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91. § 115 lautet: 

"Entziehung der Fahrschulbewilligung und Verbot 
. des Fahrschulbetriebes 

§ 115. (1) Die Fahrschulbewilligung (§ 108 
Abs. 3) ist zu entziehen, wenn der Fahrschulbetrieb 
mehr als ein Jahr nach der Erteilung der Fahrschul­
bewilligung nicht begonnen oder mehr als sechs 
Monate ununterbrochen geruht hat. 

(2) Die Fahrschulbewilligung ist ganz oder nur 
hinsichtlich bestimmter Gruppen zu entziehen, 
wenn 

a) ihr Besitzer die im § 109 angeführten persön­
lichen Voraussetzungen für die Erteilung der 
Fahrschulbewilligung nicht mehr erfüllt; die 
Entziehung seiner Lenkerberechtigung 
wegen eines körperlichen Gebrechens ist 
jedoch nicht allein als Grund für die Entzie­
hung der Fahrschulbewilligung ausreichend, 

b) die im § 110 Abs. 1 lit. a angeführten sachli­
chen Voraussetzungen nicht mehr gegeben 
sind, 

c) die Fahrschule seit mehr als sechs Wochen 
ohne verantwortliche Leitung (§ 113 Abs. 1 
und 2) ist oder 

d) die Verpflichtungen gemäß § 114 Abs. 6 a 
nicht eingehalten werden. 

(3) Der Landeshauptmann kann dem Fahrschul­
besitzer in den im Abs. 2 angeführten Fällen auch 
nur untersagen, den Fahrschulbetrieb während 
einer bestimmten Zeit selbst zu führen, wenn zu 
erwarten ist, daß die fehlenden Voraussetzungen 
innerhalb einer absehbaren Zeit wieder gegeben 
sein werden." 

92. Im § 116 wird eingefügt: 

,,(2 a) Über einen Antrag auf Erteilung der Fahr­
schullehrerberechtigung entscheidet der Landes­
hauptmann. Auf Antrag hat der Landeshauptmann, 
in dessen örtlichem Wirkungsbereich der Antrag­
steller seinen ordentlichen Wohnsitz hat, die 
Durch - oder Weiterführung des Verfahrens auf 
den Landeshauptmann zu übertragen, in dessen 
örtlichem Wirkungsbereich der Ort der Ausbildung 
des Antragstellers liegt, wenn dadurch eine wesent­
liche Vereinfachung des Verfahrens oder eine 
erhebliche Erleichterung für den Antragsteller 
erzielt wird." 

93. Im § 116 lautet der Abs. 6: 

,,(6) Der Landeshauptmann hat auf Antrag Per­
sonen, bei denen die im § 109 Abs. 1 lit. b, e und g 
oder die im Abs. 1 angeführten Voraussetzungen 
vorliegen oder bei denen riur die im § 109 Abs. 1 
lit. bund g angeführten Voraussetzungen vorliegen 
und denen eine Befreiung gemäß Abs. 2 oder 
gemäß § 109 Abs. 2 erteilt wurde, die Berechtigung 
zu erteilen, in einer bestimmten Fahrschule als Pro­
befahrschullehrer theoretischen und praktischen 
Unterricht zu erteilen, wenn diese Personen zur 

Vorbereitung auf die Lehrbefähigungsprufung 
(§ 118) in Ausbildung stehen. Die Berechtigung ist 
entsprechend zu befristen und darf nur in besonde­
ren Ausnahmefällen verlängert werden." 

94. Im § 116 wird eingefügt: 

,,(6 a) Die entgeltliche Ausbildung von Fahr­
schullehrern darf nur durch Ausbildungsstätten 
erfolgen, die hiezu vom Landeshauptmann ermäch­
tigt worden sind. Vor der Entscheidung sind die 
zuständigen gesetzlichen Interessenvertretungen 
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu hören." 

95. Im § 116 lautet der Abs. 7: 
, 

,,(7) Durch Verordnung sind nach den Erforder­
nissen der Verkehrssicherheit, dem jeweiligen 
Stand der Wissenschaft und Technik entsprechend, 
die näheren Bestimmungen über die im Abs. 6 a 
angeführten Ausbildungsstätten hinsichtlich 

a) ihrer Ausstattung, 
b) ihres Lehrpersonals und 
c) ihres Lehrplanes 

festzusetzen. Ferner kann auch eine in periodischen 
Zeitabständen durchzuführende Weiterbildung von 
Fahrschullehrern angeordnet werden, wobei in 
sinngemäßer Anwendung des ersten Satzes die 
näheren Bestimmungen über die Weiterbildungs­
stätten festzusetzen sind. Der Bundesminister für 
öffentliche Wirtschaft und Verkehr kann auch nach 
Herstellung des Einvernehmens mit dem Bundesmi­
nister für Finanzen eine zentrale Ausbildungsstätte 
zur Vereinheitlichung der theoretischen und prakti­
schen Ausbildung und zur Weiterbildung einrich­
ten. In diesem Fall kann der Besuch dieser Ausbil­
dungsstätte für Bewerber um. eine Fahrschullehrer­
berechtigung ganz oder teilweise für verbindlich 
erklärt werden." 

96. Im § 117 Abs. 1 erster Satz zweiter Halbsatz 
lautet das den § 116 betreffende Zitat ,,§ 116 
Abs. 2 a, 3, 4 und 6". 

97. Im § 117 lautet der Abs. 2: 

,,(2) § 116 Abs. 6 a und 7 gilt sinngemäß." 

98. § 122 lautet: 

"Übungsfahrten 

§ 122. (1) Ein Bewerber um eine Lenkerberechti­
gung darf Übungsfahrten auf Straßen mit öffentli­
chem Verkehr nur in Begleitung eines Besitzers 
einer Lenkerberechtigung für die betreffende 
Gruppe durchführen, der hiefür eine Bewilligung 
der Behörde besitzt, in deren örtlichem Wirkungs­
bereich er seinen ordentlichen Wohnsitz hat. Der 
Begleiter darf für seine Tätigkeit kein Entgelt 
annehmen. . 

(2) Die im Abs. 1 angeführte Bewilligung ist zu 
erteilen, wenn folgende Voraussetzungen erfüllt 
sind: 
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1. der Begleiter 
a) muß seit mindestens drei Jahren eine Len­

kerberechtigung für die betreffende 
Gruppe besitzen, 

b) muß während der der Einbringung des 
Antrages um die Bewilligung unmittelbar 
vorangehenden drei Jahre Kraftfahrzeuge 
der betreffenden Gruppe gelenkt haben, 

c) darf innerhalb der in lit. bangeführten 
Zeit nicht wegen eines schweren Versto­
ßes gegen kraftfahrrechtliche oder stra­
ßenpolizeiliche Vorschriften bestraft wor- . 
den sein und 

d) darf innerhalb-des der Einbringung des 
Antrages um die Bewilligung unmittelbar 
vorangehenden Jahres höchstens einmal 
eine Bewilligung dieser Art erhalten 
haben; 

2. der Bewerber um eine Lenkerberechtigung 
muß 
a) das erforderliche Mindestalter erreicht 

haben· oder in spätestens drei Monaten 
erreichen, . 

b) verkehrszuverlässig (§ 66) sein, 
c) zum Lenken von Kraftfahrzeugen der 

betreffenden Gruppe geistig und körper­
lich geeignet (§ 69) sein und 

d) nachweisen, daß er im Rahmen des Betrie­
bes einer Fahrschule eine praktische V or­
und Grundschulung absolviert hat und 
auch über deren theoretische Grundlagen 
unterrichtet wurde; 

3. der oder die für die Übungsfahrten zu ver­
wendenden Kraftwagen müssen 
a) eine Bremsanlage aufweisen, mit der 

wenigstens die für die Hilfsbremsanlage 
vorgeschriebene Wirksamkeit erzielt wer­
den kann und die vom Platz neben dem 
Lenkerplatz aus leicht betätigt werden 
kann, und 

b) eine . Vorrichtung zum Abstellen des 
Motors aufweisen, die vom Platz neben 
dem Lenkerplatz aus leicht betätigt wer­
den kann. 

0) Die Bewilligung darf hinsichtlich desselben 
Bewerbers um eine Lenkerberechtigung nur einmal 
und für nicht länger als ein Jahr erteilt werden; die­
ser ist im Bewilligungsbescheid namentlich anzu­
führen. Die Bewilligung ist, soweit dies auf Grund 
der Erhebungen oder wegen der Art der angestreb­
ten Lenkerberechtigung nach den Erfordernissen 
der Verkehrssicherheit nötig ist, unter den entspre­
chenden Auflagen· oder zeitlichen, örtlichen oder 
sachlichen Beschränkungen der Gültigkeit zu ertei­
len. Kennzeichen und Fahrgestellnummer des oder 
der zur Vornahme der Übungsfahrten verwendeten 
Kraftwagen sind im :ijewilligungsbescheid anzufüh­
ren. Eine Bewilligung zur Vornahme von Übungs­
fahrten mit Kraftfahrzeugen der Gruppe A (§ 65) 
darf nicht erteilt werden. Die Erteilung der Bewilli­
gung zur Durchführung von Übungs fahrten durch 

Personen, denen die Lenkerberechtigung entzogen 
wurde, ist während der Dauer der gemäß § 73 
Abs. 2 festgesetzten Frist unzulässig. 

(3 a) Nach Erteilung der Bewilligung hat der 
Bewerber um eine Lenkerberechtigung im Rahmen 
des Betriebes einer Fahrschule am theoretischen 
Unterricht über das Verhalten auf den verschiede­
nen Arten von Straßen und über Gefahrenlehre teil­
zunehmen sowie auch Schulfahrten durchzuführen. 
Durch Verordnung ist der Umfang der im ersten 
Satz sowie im Abs. 2 Z 2 lit. d angeführten Schu­
lung hinsichtlich des zeitlichen Ausmaßes und des 
Inhaltes festzusetzen. 

(4) Der Begleiter hat auf Übungsfahrten den 
Bewilligungsbescheid und seinen Führerschein, der 
Bewerber um eine Lenkerberechtigung einen amtli­
chen Lichtbildausweis, mitzuführen; § 102 Abs.5 
gilt sinngemäß. Der Begleiter hat die im § 114 
Abs. 4 angeführten Pflichten sinngemäß zu erfüllen 
und hat im Bewilligungsbescheid erteilte Auflagen 
oder Beschränkungen einzuhalten .. 

(5) Der Begleiter hat dafür zu sorgen, daß bei 
Übungsfahrten vorne und hinten am Fahrzeug eine 
Tafel mit dem Buchstaben "L" in vollständig sicht­
barer und gut lesbarer und unverwischbarer weißer 
Schrift a'uf hellblauem Grund sowie eine Tafel mit 
der vollständig sichtbaren und dauernd gut lesba­
ren und unverwi'schbaren Aufschrift "Übungsfahrt" 
angebracht ist. Das Verwenden dieser Tafel bei 
anderen als Übungsfahrten ist verboten. 

(6) Die im Abs. 1 angeführte Bewilligung 
erlischt, wenn dem Begleiter die Lenkerberechti­
gung für die Gruppe, in die das für die Übungsfahrt 
zu verwendende Fahrzeug fällt, entzogen (§ 73) 
oder vorübergehend entzogen (§ 74) wurde oder 
wenn sie durch Zeitablauf erloschen ist. Wurde 
dem Begleiter die Lenkerberechtigung für eine 
andere Gruppe entzogen oder vorübergehend ent­
zogen oder ist sie durch Zeitablauf erloschen, so ist 
ihm die Bewilligung zu entziehen, wenn auf Grund 
der f!ir die Entziehung der Lenkerberechtigung 
maßgebenden Gründe anzunehmen ist, daß der 
Begleiter durch weitere Übungsfahrten die Ver­
kehrssicherheit gefährden oder den Zweck der 
Übungsfahrten nicht mehr erreichen wird. Perso­
nen, denen eine Bewilligung gemäß Abs. 1 entzo­
gen worden ist, darf eine neue Bewilligung erst 
erteilt werden, wenn die Gründe, die zur Entzie­
hung der Bewilligung geführt haben, weggefallen 
sind. Die Bewilligung ist ferner zu entziehen, wenn 

a) die Voraussetzungen zu ihrer Erteilung nicht 
mehr gegeben sind, 

b) die bei ihrer Erteilung vorgeschriebenen 
Beschränkungen oder Auflagen nicht einge­
halten werden, 

c) das für die Übungs fahrten verwendete Fahr­
zeug nicht verkehrs- und betriebssicher oder 
nicht gemäß Abs. 5 gekennzeichnet ist oder 

d) die Vorschriften des Abs. 4 nicht eingehalten 
werden. 
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Im Falle der Entziehung der Bewilligung ist der 
Bewilligungsbescheid unverzüglich der Behörde 
abzuliefern. " 

99. Im § 123 Abs. 3 erster Satz entfällt die Wen­
dung "in der Fassung der 3. StVO-Novelle, BGB!. 
Nr.209/1969,". 

100. Im § 129 Abs. 1 tritt an die Stelle des Betra­
ges ,,20000,- S" der Betrag ,,30 000,- S". 

1 0 1. Im § 130 Abs. 1 zweiter Satz tritt an die 
Stelle der Zahl ,,29" die Zahl ,,31". 

102. Im § 130 Abs.2 Z 1 wird der Strichpunkt 
am Ende der Z 17 durch einen Beistrich ersetzt, 
und es wird angefügt: 

,,18. Feuerwehren; 
19. Ziviltechniker." 

103. Im § 130 Abs. 3 lautet der erste Satz: 

"Die Bundeskammer der gewerblichen Wirt­
schaft hat für die Bestellung der Vertreter der im 
Abs.2 Z I Z 1 bis 9, 13 bis 15 und 17 und Z II Z 1 
angeführten Interessenkreise, der Österreichische 
Arbeiterkammertag für die Bestellung der Vertreter 
der im Abs. 2 Z I Z 10 bis 12 und 16 und· Z II Z 3 
angeführten Interessenkreise, die Präsid~!lten-~on­
ferenz der Landwirtschaftskammern Osterreichs 
für die Bestellung der Vertreter des im Abs. 2 Z II 
Z 2 angeführten Interessenkreises, der Hauptver­
band der Österreichischen Sozialversicherungsträ­
ger für die Bestellung der Vertreter des im Abs. 2 
Z II Z 4 angeführten Interessenkreises, der Bundes­
feuerwehrverband für die Bestellung des Vertreters 
des im Abs. 2 Z I Z 18 angeführten Interessenkrei­
ses und die Bundes~Ingenieurkammer für die 
Bestellung· des Vertreters des im Abs. 2 Z I Z 19 
angeführten Interessenkreises Vorschläge zu erstat­
ten." 

104. Im §"131 Abs. 1 lautet der erste Satz: 

"Die Bundesprüfanstalt für Kraftfahrzeuge ist 
zur Bearbeitung, Lösung und Begutachtung kraft­
fahrtechnischer und verkehrstechnischer Fragen 
und zur Prüfung und Begutachtung von Kraftfahr­
zeugen und Anhängern und von Teilen und Ausrü­
stungsgegenständen sowie der Ladung solcher 
Fahrzeuge berechtigt." 

105. Nach § 131 wird als neuer § 131 a einge­
fügt: 

"Österreichiseher Verkehrssicherheitsfonds 

§ 131 a. (1) Zur Förderung der Verkehrssicher­
heit in Österreich wird der ,Österreichische Ver­
kehrssicherheitsfonds' als Verwaltungsfonds 
geschaffen. 

(2) Der Fonds (Abs. 1) wird beim Bundesminister 
für öffentliche Wirtschaft und Verkehr eingerichtet 
und von ihm verwaltet. 

(3) Die Mittel des Fonds werden aufgebracht 
durch 

a) Einnahmen aus den Abgaben und Kostenbei­
trägen gemäß § 48 a Abs.3 und 4 für, die 
Zuweisung eines Wunschkennzeichens, 

b) sonstige Zuwendungen, 
c) Erträgnisse aus Veranlagungen. 

(4) Die Mittel des Fonds sind zw~ckgebunden zu 
verwenden für 

a) die Förderung von allgemeinen Maßnahmen 
und konkreten Projekten zur Verbesserung 
der Sicherheit im Straßenverkehr, insbeson­
dere die Förderung der Verkehrserziehung; 

b) die Durchführung von Studien und For­
schungen sowie für Informationen über For­
schungen auf dem Gebiet der Straßenver­
kehrssicherheit; 

c) vorbereitende Maßnahmen der Planung und 
Erarbeitung von Orientierungshilfen für Pla­
nungen auf dem Gebiet der Straßenverkehrs­
sicherheit; 

d) die Unterstützung der Behörden bei der 
Administration der Kennzeichen im Sinne 
des § 48 a Abs. 6; 

e) die Verwaltung und Auf teilung der dem 
Fonds zufließenden Einnahmen. 

(5) Die Einnahmen des Fonds sind auf Bund .und 
Länder im Verhältnis 40 zu 60 vH aufzuteilen, 
wobei die Auf teilung der Länderquote auf die ein­
zelnen Länder nach Maßgabe der jeweils im Land 
zugewiesenen oder reservierten Wunschkennzei­
chen auf ein vom Land bekanntzugebendes Konto 
zu erfolgen hat. Die Mittel des Fonds sind nutz­
bringend so anzulegen, da~ über sie bei Beda.rf ve~­
fügt werden' kann. Im übngen besteht auf die Lei­
stungen des Fonds kein Anspruch. 

(6) Die den Ländern zufließenden Mittel stellen 
Zweckzuschüsse im Sinne des § 12 F-VG 1948, 
BGB!. Nr. 45, dar und sind für die im Abs. 4 lit. a 
bis c angeführten Aufgaben zu verwenden. Über 
die Verwendung der Mittel ist jährlich bis späte­
stens 30. Juni des folgenden Jahres dem Bundesmi­
nister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr zu 
berichten. Dem Bund ist es vorbehalten, die wid­
mungsgemäße Verwendung der Mittel zu überprü­
fen. Über die Verwendung der Mittel hat minde­
stens einmal jährlich im vorhinein eine koordinie­
rende Besprechung zwischen dem Bundesminister 
für öffentliche Wirtschaft und Verkehr und Vertre­
tern der Länder unter Beiziehung des Beirates zur 
inhaltlichen Schwerpunktsetzung des jeweiligen 
Arbeitsprogramms zu erfolgen .. 

(7) Der Bundesminister für öffentliche Wirt­
schaft und Verkehr bedient sich hinsichtlich der im 
Abs. 4 lit. abis c angeführten Maßnahmen der 
sachverständigen Beratung eines Beirates, in wei­
chen zu berufen sind: 

a) je ein Vertreter der in § 130 Abs. 2 Z II Z 1,3 
und 6 angeführten Interessenkreise, 
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b) zwei Vertreter des im § 130 Abs. 2 Z II Z 5 
angefühiten Interessenkreises, 

c) ein Vertreter der Länder, 
d) Vertreter allenfalls für die Durchführung der 

Maßnahmen sachlich zuständiger Bundesmi­
nisterien. " 

106. Im § 134 lautet der Abs. 3: 

,,(3) Bei Übertretungen des § 4 Abs. 7 und 8 in 
Verbindung mit § 101 Abs. 1 lit. a, des § 99 Abs. 1 
erster Satz und Abs. 5 auf Freilandstraßen, des 
§ 102 Abs. 3 dritter Satz, des § 104 Abs. 9, des § 106 
Abs. 1 a und Abs. 4 sowie bei mit Meßgeräten fest­
gestellten Überschreitungen einer ziffernmäßig 
festgesetzten erlaubten Höchstgeschwindigkeit 
(§ 98) im Ausmaß von 20 bis 30 km/h kann § 50 
VStG 1950 mit der Maßgabe angewendet werden, 
daß Geldstrafen bis 500 S sofort eingehoben wer­
den." 

107. Im § 134 Abs. 3 a entfallen die Worte "auf 
Autobahnen" . 

108. Im § 136 Abs. 1 lautet die lit. e: 

"e) des § 102 Abs. 5 lit. f mit dem Bundesminister 
für Arbeit und Soziales;" 

109. Im § 136 Abs. 1 lautet die lit.l: 

,,1) des § 64 Abs. 2 zweiter und dritter Satz, des 
§ 69 und des §91 a mit dem Bundeskanzler;" 

110. Im § 136 Abs. 1 lautet die lit. n: 

"n) des § 11 Abs. 5 mit dem Bundeskanzler und 
den Bundesministern für wirtSchaftliche 
Angelegenheiten, für Umwelt, Jugend und 
Familie sowie für Land- und Forstwirt­
schaft." 

111. Im § 136 wird nach dem Abs. 1 eingefügt: 

,,(1 a) Mit der Vollziehung des § 131 a ist der 
Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Ver­
kehr betraut; er hat hinsichtlich des Abs. 5 zweiter 
Satz das Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Finanzen herzustellen." 

112. Im § 136 lautet der Abs. 3 a: 

,,(3 a) Mit der Vollziehung des § 11 Abs. 3 und 6 
bis 9, des § 26 a Abs. 2 lit. c und des § 134 Abs. 6 ist 
der Bundesminister für Umwelt, Jugend und Fami­
lie betraut; er hat hiebei das Einvernehmen mit dem 
Bundeskanzler und den Bundesministern für wirt­
schaftliche Angelegenheiten sowie für öffentliche 
WirtSchaft und Verkehr herzustellen." 

113. Im §.136 wird nach dem Abs. 3 a eingefügt: 

,,(3 b) Mit der Vollziehung des § 47 Abs. 4 ist der 
Bundesminister für Inneres betraut; er hat hiebei 
das Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
öffentliche WirtSchaft und Verkehr herzustellen." 

Artikel 11 

(1) Wenn einem Ehegatten oder Nachkommen 
unter Anwendung des § 109 Abs. 5 erster Satz KFG 
1967 eine Fahrschulbewilligung erteilt wurde, ist 
die Erteilung einer Fahrschulbewilligung für einen 
anderen Standort an die Person, die die ursprüngli­
che zurückgelegt hatte, unzulässig. 

(2) Bewerber um eine Lenkerberechtigung, für 
die eine Bewilligung Zur Vornahme von Übungs­
fahrten vor dem 1. Jänner 1989 erteilt wurde, sind 
von Art. I Z 54 hinsichtlich § 70 Abs. 2 a lit. bund 

, Art. I Z 98 hinsichtlich § 122 Abs. 3 a ausgenom­
men, wenn sie erstmals zur praktischen Lenkerprü­
fung vor dem 1. Juli 1989 antreten; andernfalls 
müssen sie die im § 122 Abs. 3 a KFG 1967 ange­
führte Schulung nachweisen. 

Artikel III 

1. Art. VI Abs. 2 .Iit. n der 4. Kraftfahrgesetz­
Novelle, BGBI. Nr. 615/1977, in der Fassung des 
Art. II Abs.2 der 5. Kraftfahrgesetz-Novelle, 
BGBI. Nr. 345/1981, des Art. IV der 6. Kraftfahr­
gesetz-Novelle, BGBI. Nr.362/1982, und des 
Art. III der 9. Kraftfahrgesetz-Novelle, BGBI. 
Nr. 552/ 1984,\hat zu lauten: 

"n) mit 1. Jänner 1993 Art. I Z 30 (§ 6 Abs. 12 a) 
über die Bremsanlage von Anhängern." 

2. Die 7. Kraftfahrgesetz-Novelle, BGBI. 
Nr. 63111982, wird geändert wie folgt: 

Dem Art. II Abs. 7 wird angefügt: 

"Solche Fahrzeuge dürfen aber nach dem 
31. Dezember 1988 nicht mehr zugelassen werden; 
dies gilt jedoch nicht für Fahrzeuge, die vor diesem 
Zeitpunkt bereits einmal in Österreich zugelassen 
waren." 

Artikel IV 

(1) Von Art. I Z 5 (§ 6 Abs. 7 a zweiter Satz) 
sind Fahrzeuge ausgenommen, deren Type oder 
die einzeln vor dem Inkrafttreten dieses Bu~desge­
setzes genehmigt worden sind; sie müssen jedoch 
den bisherigen Vorschriften entsprechen. 

(2) Die Prüfung von Fahrtschreibern gemäß § 24 
Abs.4 KFG 1967 hat erstmals im Jahre 1989 zu 
erfolgen. 

(3) Vereine und Gewerbetreibende, die gemäß 
§ 57 a Abs. 2 KFG 1967 zur wiederkehrenden 
Begutachtung ermächtigt sind von 

1. Krafträdern (§ 57 a Abs. 1 lit. a), gelten auch 
zur Begutachtung von Kraftradanhängern 
(§ 57 a Abs. 1 lit. d sublit. cc in der Fassung 
Art. I Z 45) als ermächtigt, 

2. Personenkraftwagen und Kombinationskraft­
wagen (§ 57 a Abs. 1 lit. bund c), gelten auch 
zur Begutachtung von solchen Kraftwagen 
zur entgeltlichen Personenbeförderung 
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(§ 57 a Abs. 1 lit. bund c in der Fassung Art. I 
Z 44) als ermächtigt, 

3. Anhängern(§ 57 a Abs. 1 lit. d), gelten auch 
zur Begutachtung von durch § 57 a Abs. 1 
lit. d in der Fassung Art. I Z 45 erfaßten 
Anhängern als ermächtigt. 

(4) Die im Art. I Z 44 und 46 (§ 57 a Abs. 1 lit. b, 
c und h) angeführten Fahrzeuge sind erstmals am 
Jahrestag ihrer ersten Zulassung im Jahre 1989 zu 
begutachten; § 57 a Abs. 3 zweiter bis vierter Satz 
KFG 1967 gilt sinngemäß. 

(5) Anhänger, die vor dem Inkrafttreten des. 
Art. I Z 45 (§ 57 a Abs. 1 lit. d) nicht der wieder­
kehrenden Begutachtung unterlagen, unterliegen 
dem § 36 lit. e KFG 1967 ab dem 1. Mai 1990; 
§ 57 a Abs. 6 zweiter Satz KFG 1967 gilt sinnge­
mäß. 

Artikel V 

(1) Dieses Bundesgesetz t~itt unbeschadet der 
Abs.2 und 3 mit dem Ablauf des Tages der Kund­
machung in Kraft. 

(2) In Kraft tritt Art. I 
a) Z 54 (§ 70 Abs. 2 a), Z 56 (§ 70 Abs. 8), Z 89 

(§ 114 Abs.6 a), Z 91 hinsichtlich § 115 
Abs. 2 lit. d und Z 98 hinsichtlich § 122 
Abs. 2 Z 2 lit. d und Abs. 3.a am 1. Jänner 
1989; 

b) Z 94 (§ 116 Abs. 6 a), Z 95 (§ 116 Abs. 7) und 
Z 97 (§ 117 Abs. 2) am 1. Juli 1989. 

(3) In Kraft treten 
a) Art. I Z 5 (§ 6 Abs. 7 a) am 1. Jänner 1989; 
b) Art. I Z 9 hinsichtlich des § 24 Abs.4 am 

1. Jänner 1989; 
c) Art. I Z 20 (§ 36 lit. e) am 1. Mai 1990; 
d) Art. I Z 22 hinsichtlich des § 39 b Abs. 2 am 

1. Jänner 1989; 
e) Art. I Z 30 hinsichtlich des § 47 Abs.4 und 

Art. I Z 113 (§ 136 Abs. 3 b) 18 Monate nach 
Ablauf des Tages der Kundmachung; 

f) Art. I Z 37 (§ 55 Abs. 1 lit. a und b), Z 38 
(§ 55 Abs. 1 lit. d), Z 39 (§ 55 Abs. 1 lit. h), 
Z 43 (§ 57 Abs.6), Z 44 (§ 57 a Abs. 1 lit. b 
und c), Z 45 (§ 57 a Abs. 1 lit. d), Z 46 (§ 57 a 
Abs. 1 lit. h) und Art. IV Abs. 3 und 4 am 
1. Jänner 1989; 

g) Art. I Z 100 (§ 129 Abs. 1) am 1. Juli 1988. 

(4 ) Verordnungen auf Grund dieses Bundesge­
setzes können von dem seiner Kundmachung fol­
genden Tag an erlassen werden; sie treten frühe­
stens mit den betreffenden Bestimmungen in Kraft. 

Artikel VI 

Die Vollziehung dieses Bundesgesetzes bestimmt 
sich nach § 136 KFG 1967. 

Artikel VII 

(1) Soll ein Kennzeichen gemäß § 48 Abs. 4 KFG 
1967 zugewiesen werden und stehen entsprechende 
Kennzeichentafeln . nicht zur Verfügung, so ist 
zunächst noch befristet auf längstens sechs Monate 
das bisherige Kennzeichen zuzuweisen. Die Befri­
stung ist in den Zulassungsschein einzutragen. 
Während dieser Zeit dürfen auch noch die bisheri­
gen Kennzeichentafeln verwendet werden. Der 
Zulassungsbesitzer hat bei der Zulassung den 
Betrag für den Ersatz der Gestehungskosten der 
neuen Tafeln, im Falle des § 48 a auch die Abgabe 
und den Kostenbeitrag zu erlegen und die Tafeln 
innerhalb dieser Frist auszutauschen; die Abliefe­
rung der bisherigen ·Kennzeichentafeln begründet 
keinen Anspruch auf Entschädigung. Die Behörde 
hat bei dieser Gelegenheit von Amts wegen alle ent­
sprechenden Änderungen, das neue Kennzeichen 
betreffend, durchzuführen. 

(2) Sofern noch kein Kennzeichen gemäß § 48 
Abs. 4 in der Fassung dieses Bundesgesetzes zuge­
wiesen wurde,· erfolgt die Zuweisung eines 
Wunschkennzeichens gemäß § 48 a nur im Zusam­
menhang mit einer Zulassung. 
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